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Einleitung 

Deutschland verzeichnet heute mit 43,3 Millionen Usern die größte 
Online-Bevölkerung in Europa1. Für die „Generation Online“ der 25-
34jährigen Deutschen ist das Internet zu einem nahezu alltäglichen 
Medium geworden2. Auch für den Bezug von Waren und Dienst-
leistungen spielt das Internet als Informationsquelle eine führende 
Rolle3 und gerät daher zunehmend in den Focus der Marketingent-
scheidungen von „offline“ tätigen Unternehmen. 

Die zunehmende Bedeutung des e-Commerce wird auch als eine der 
Ursachen für die dynamische Entwicklung der Kurier-, Express- und 
Paketdienste (KEP) angesehen4. Insbesondere Paketdienste5 sind 
daher in den letzten Jahren dazu übergegangen, ihre Internetpräsenz 
zu verstärken und die Erteilung von Online-Transportaufträgen zu 
ermöglichen. Sie sollen daher beispielgebend für die nachfolgenden 
Untersuchungen herangezogen werden. 

Mit der Erteilung von Online-Transportaufträgen können auch recht-
liche Risiken verbunden sein, denn selbstverständlich ist das Internet 
kein rechtsfreier Raum. Kernelement dieser Arbeit sind die recht-
lichen Risiken fehlerhaft erteilter Online-Transportaufträge. Dieser 
Begriff eröffnet aus juristischer Perspektive ein sehr weites Spektrum 
an möglichen Fragestellungen, man denke nur an die im elektro-
nischen Geschäftsverkehr anzutreffenden Fälle der versehentlichen 
Absendung von Erklärungen, an die ebenfalls problematische 
Absendung durch Dritte oder an Fälle technischer Übermittlungs-

                                                 
 1  EIAA, Mediascope Europe 2008, S. 8 
 2  In dieser Altersgruppe sind bereits 60 % der Nutzer täglich online, a.a.O., S. 9 
 3 EIAA, Press Release, 19.11.2008 
 4  BIEK, KEP-Studie 2007, S. 3 
 5  Paketdienste sind Systemdienstleister mit einer hohen Standardisierung 
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fehler. Diese Konstellationen werden hier jedoch bewusst ausge-
klammert. Der Gegenstand der Untersuchung soll vielmehr aus einer 
in der Praxis sehr bedeutsamen, transportrechtlichen Perspektive 
bestimmt werden6. So ist aus den Geschäftsbedingungen der Paket-
dienste vielfach das Bestreben ersichtlich, keinen Vertrag über die 
Beförderung von Sendungen mit einem bestimmten Inhalt oder mit 
einem Wert oberhalb bestimmter Grenzen schließen zu wollen. Erteilt 
der Versender einen Online-Transportauftrag, ohne das Transport-
unternehmen vollständig und richtig über Inhalt und Wert aufzu-
klären, und übergibt er anschließend ein Paket, das ein nach den AGB 
des Auftragnehmers ausgeschlossenes Transportgut enthält, liegen im 
Schadensfall für beide Seiten erhebliche Rechtsrisiken auf der Hand: 
Das Paketunternehmen läuft Gefahr, für ein Paket haften zu müssen, 
dessen Beförderung es nach seinen Geschäftsbedingungen gerade 
verhindern wollte und wird sich dagegen mit allen rechtlichen Mitteln 
zur Wehr setzen. 

Die im Rahmen dieser Arbeit zu untersuchenden rechtlichen Risiken 
fehlerhafter Online-Transportaufträge betreffen mithin die aus fehlen-
den oder falschen Sendungsangaben resultierenden Konsequenzen für 
das Zustandekommen und den Fortbestand eines Paketbeförderungs-
vertrags sowie Fragen der Haftung im Schadensfall. Zum besseren 
Verständnis der damit verbundenen Problemstellungen wird im ersten 
Teil eine rechtliche Einordnung von Paketbeförderungsverträgen 
vorgenommen sowie der Abschluss eines Transportvertrags über das 
Internet unter Berücksichtigung der Einbeziehung von AGB näher 
erörtert.  

Bevor zur Klärung von Rechtsfragen auf die AGB der Paketdienste 
zurückgegriffen werden darf, ist zu prüfen, ob nicht frachtrechtliche 

                                                 
 6 Das Transportrecht ist ein wichtiger Teil des Handelsrechts und löst mehr Prozesse aus 

als die meisten anderen Handelsrechtsmaterien – Schmidt, JuS 2004, 1108 (1110) 
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Regularien vorrangig zum Tragen kommen. Für die Beurteilung der 
mit der Haftung für Güterschäden in Verbindung stehenden Risiken 
ist daher die Kenntnis des frachtrechtlichen Haftungsregimes 
unumgänglich.  

Der zweite Teil der Arbeit widmet sich dann all den Fällen, in denen 
durch eine fehlende oder falsche Sendungsdeklaration der Transport-
auftrag, für den Auftragnehmer nicht erkennbar, in Kollision mit 
dessen Geschäftsbedingungen gerät oder ihn, ebenfalls nicht erkenn-
bar, mit außergewöhnlichen Haftungsrisiken belastet. Es ist zu fragen, 
wie sich fehlerhafte Angaben auf den Vertragsschluss auswirken, ob 
und inwieweit das Transportunternehmen den Bestand des Vertrags 
angreifen kann und welchen Haftungsrisiken er bei der Übernahme 
nicht bedingungsgerechter Sendungen ausgesetzt ist. Eine wichtige 
Rolle spielen dabei gegenseitige Aufklärungspflichten bei der Anbah-
nung von Internet-Transportaufträgen und die konkrete Gestaltung der 
Webseite. 

Des Weiteren wird der Frage nachzugehen sein, inwieweit fehlerhafte 
Sendungsangaben Einfluss auf die an den Paketdienst zu stellenden 
Sorgfaltsanforderungen haben und ob der Auftraggeber im Schadens-
fall auch dann Gefahr läuft, wegen falscher oder unterlassener 
Angaben keinen vollen Schadensausgleich zu erhalten, wenn sich das 
Transportunternehmen nicht auf vertragliche oder gesetzliche Haf-
tungsbegrenzungen berufen kann. 

Schließlich soll nicht vergessen werden, an wen sich die Internet-
Bestellseiten der Paketdienste richten: zumeist an den privaten Gele-
genheitsversender. Die gefundenen Ergebnisse werden daher zu guter 
Letzt auch im Lichte des Verbraucherschutzes zu werten sein. 
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TEIL 1 
VERTRAG UND HAFTUNG BEI  

ONLINE-TRANSPORTAUFTRÄGEN 

A. Rechtliche Einordnung von 
Paketbeförderungsverträgen 

I. Gesetzliche Grundlagen des Straßengüterverkehrs 

Die im innerdeutschen Straßengüterverkehr tätigen Transport-
unternehmer können entweder als Frachtführer (§ 407 HGB) oder als 
Spediteure (§ 453 HGB) auftreten. Diese Begriffe sollen zunächst 
insoweit näher bestimmt werden, als es für den Gang dieser Arbeit 
erforderlich ist. Danach werden die beiden Vertragstypen Frachtver-
trag und Speditionsvertrag voneinander abgegrenzt. Anschließend ist 
zu klären, wie sich Paketbeförderungsverträge in die gefundene 
Systematik rechtlich einordnen lassen. 

1. Der Frachtvertrag 

Das allgemeine deutsche Frachtgeschäft ist in den §§ 407-450 HGB 
geregelt. Ein Frachtvertrag kommt durch einen Vertragsschluss 
zwischen dem Auftraggeber des Frachtführers (Absender) und dem 
Frachtführer zustande7. Frachtführer ist gemäß § 407 HGB, wer sich 
im Rahmen seines gewerblichen Unternehmens zur Beförderung des 
                                                 
 7 Koller, Transportrecht, § 407, Rn. 38 


